Rheinische Kirchengeschichte


�


Anfänge des Christentums im Rheinland


In den röm. Provinz „Untergermanien“ (Hauptstadt Colonia Agrippina = Köln) und Belgien (Hauptstadt Augusta Trevirorum = Trier) breitet sich wie im ganzen röm Imperium das Christentum aus ( frühe (namentlich unbekannte) christl. Märtyrer


nach der konstantinischen Wende (313) haben die christl. Gemeinden in den Städten Zulauf, besonders in der kaiserlichen Residenzstadt Trier, wo im 5. Jh. aus der kaiserlichen Gerichtshalle eine große christliche Kirche wird (( Dom) mit dem ersten (bekannten) Bischof Maternus


im nicänischen Streit stand das Rheinland auf Seiten des Athanasius, der eine Zeit lang in Trier im Exil lebte


Das Christentum im Rheinland im Mittelalter


im Frühmittelalter fiel das Rheinland an die (heidnischen) Merowinger/Franken unter ihrm König Chlodwig, der sich 496 in Reims taufen ließ, so dass in der Folge auch seine Untertanen zum Christentum übertreten müssen ( Taufe in Gefolgschaft d. Häuptlings macht nachträgliche Vermittlung d. christl. Inhalte u. persönl. Aneigung notwendig


die Christianisierung geschah im Auftrag der fränkischen Herrscher mit Hilfe iroschottischer Mönche, die durch Klostergründungen und Predigt zur Verbreitung des Christentums in der Bevölkerung beitrugen: St. Goar (( Rheintal), Disibod (( Nahetal), Willibrord (( Niederrhein), Suidbert (( Duisburg, Berg. Land), Bonifatius


als Nachfolger der merowingischen Könige wurde Karl d. Gr. (786-814) Herrscher des Rheinlands und erhebt Köln und Trier eigenmächtig zu Erzbistümern; Karls Residenz in Aachen war auch Ort der Hofschule (( Bildungserneuerung); Vereinheitlichung der christl. Religion im fränkischen Reich (Meßliturgie)


im „Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation“, das Otto d. Gr. (10.Jh.) gründete, werden die Reichsfürsten zum bestimmenden politischen Faktor ( im Rheinland: die Erzbischöfe (u. Kurfürsten = Recht, den Kaiser zu „küren“, seit 1356) von Köln, Trier und Mainz, ansonsten kleinere Fürstentümer, darunter bedeutender: Herzöge von Kleve, Jülich, Berg


große „Rheinländer“ des Mittelalters:


Albertus Magnus: scholastiker; Lehrer von Thomas v. Aquino an der Kölner Universität (gegr. 1388 als eine der ersten dt. Universitäten)


Meister Eckhart, Johannes Tauler: Mystiker


Hildegard von Bingen: Abtissin, Universalgelehrte


Nikolaus von Kues (= Cusanus): Bischof von Brixen (Südtirol), später Kurienkardinal in Rom; Kirchenrefomer (De concordantia catholica) im Zeitalter des Konziliarismus


�
Reformation und Gegenreformation im Rheinland


allgemein: nachdem die neue reformatorische Lehre auch im Rheinland zunächst auf fruchtbaren Boden fiel, blieb das Rheinland nach gescheiterten landesherrlichen Versuchen der Kirchenreform weitgehend katholisch


Reformation in Köln:


Reformation fasst früh Fuß in Köln; 1520 werden Luthers Schriften öffentlich verbrannt


1529 werden Adolf Klarenbach (aus Lennep) und Peter Fliesteden (vom Niederrhein) wegen öffentlichen Bekenntnisses zum evang. Glauben verhaftet und als erste protestantische Märtyrer verbrannt


um die Kirche seines Erzbistum zu reformieren lässt Erzbischof Hermann von Wied (1477-1552) 1536 ein Provinzialkonzil abhalten, auf dem eine gemäßigte Reform beschlossen wird (Eindämmung von Heiligenverehrung, Prozessionen, Vorschriften für Klöster und Kleriker, Zusammenfassung der kirchl. Lehre); in der Folge verfasstr Johannes Gropper ein Enchiridion (Religionshandbuch), dass sich in der Rechtfertigungslehre an Luther annähert


Hermann lädt Martin Bucer nach Köln ein, um die Reformation weiter voranzubringen, der sich jedoch mit Gropper überwirft


Melanchthon kommt 1543 als zweiter Reformator nach Bonn; gemeinsam mit Bucer verfasst er die Schrift „Einfältiges Bedenken, worauf eine christliche in dem Wort Gottes begründete Reformation anzurichten sei“


das Erzbistum ist in der Frage der Reformation gespalten: während viele der Städte (Bonn, Kempen; Kaiserswerth, Andernach, Orsoy) der Reformation zustimmen, verlangt das Domkapitel die Entfernung der Reformatoren


nach seinem Sieg im Krieg gg. Herzog Wilhelm von Kleve verbietet Kaiser Karl V. dem Erzbischof die kirchlichen Neuerungen, der daraufhin an ein freies Nationalkonzil appelliert ( der Rat der Stadt Köln lässt die prostestant. Prediger vertreiben


der Kaiser lässt Hermann vom Papst bannen und veröffentlicht die Bulle 1546, zu einem Zeitpunkt, als die anderen protestantischen Fürsten im Schmalkaldischen Krieg gebunden waren und nicht zugunsten Hermanns eingreifen konnten ( Herrmann dankt 1547 ab und zieht sich nach Altwied zurück


ein zweiter Reformationsversuch unter Erzbischof Gebhard Truchseß von Waldburg (1578-1583), der versuchte Kur-Köln zu einem weltlichen Fürstentum zu machen und selbst heiratete, scheiterte am Widerstand der Mehrheit des Domkapitels und des Rats der Stadt; Gebhard wurde vom Kaiser abgesetzt und vom Papst gebannt


in der Folge des Scheiterns der Reformation in Köln wurde die Stadt zum Zentrum der Gegenreformation: der erste deutsche Jesuit Petrus Canisius predigte als Ordensprovinzial in Köln und wie hier entstanden im ganzen Rheinland Jesuitenniederlassungen (Bonn, Neuss, Düsseldorf, Wetzlar, Xanten, Koblenz, Trier)


�
Reformation in Trier:


erster Impuls zur Reformation im Kurfürstentum Trier ausgehend vom Ritterstand in Gestalt des Franz v. Sickingen (1481-1523), der von Ulrich v. Hutten für Humanismus u. Reformideen gewonnen wurde; auf der Ebernburg richtet er protestant. Gottesdienste ein u. gewährt verfolgten Reformatoren (Bucer, Ökolampad) Zuflucht; Sickingen greift Trierer Kurfürst an, um dessen Gebiet zum eigenen Fürstentum zu machen; der Versuch scheitert, er wird von den Landesherrn von Trier, Pfalz u. Hessen in Landstuhl belagert, wo er 1523 stirbt


der in Trier geborene und in Genf ausgebildete Reformator Kaspar Olevianus kehrt 1559 in seine Heimatstadt zurück und wird Lehrer an der Universität, wo er sich gegen Einrichtungen der röm. Kirche wendet; die Mehrheit des Rates der Stadt ist für seine Reformvorhaben, doch vertreibt die bewaffnete Übermacht des Kurfürsten die Protestanten aus der Stadt; Olevianus geht nach Heidelberg und wird Mitverfasser der Heidelberger Katechismus


Reformation in Kleve-Jülich-Berg: 


Herzog Wilhelm von Kleve (1539-1592) entscheidet 1541 sich für die Reformation, führt das Abendmahl unter beiderlei Gestalt ein u. beruft Melanchthon zur Durchführung an seinen Hof; nachder verlorenen Auseinandersetzung mit Karl V. muß er die Reformation wieder rückgängig machen


die kath. Partei gewann am Hofe die Oberhand und 1572 begann die Verfolgung der Protestanten, die sich als „Gemeinden unter dem Kreuz“ im Untergrund behaupten konnten; 1599 erlangen sie die Duldung


1609 stirbt das Haus der klevischen Herzöge aus und das Gebiet fällt ans protestantische Brandenburg-Preußen


eine besondere Bedeutung hat Wesel, das - 1543 zur Reformation reformierter Prägung gekommen - zur Heimat verfolgter niederländischer und englischer Protestanten wurde; hier fand 1568 der Nationalkonvent der reformierten Gemeinden statt, die durch gemeinsames Bekenntnis, Kirchenzucht, Presbyterien und Synoden verbunden waren ( als niederländisch-klevische Synode vereinigten sich die Reformierten 1610 mit den Synoden von Jülich und der bergischen Synode zur Provinzialsynode von Kleve-Jülich-Berg


Reformation in der Pfalz: 


häufiger Wechsel der Konfession bei den pfälzischen Fürsten: Pfalz-Zweibrücken wird früh für die Reformation gewonnen, ebenso wie die Graftschaft Sponheim


unter Kurfürst Friedrich III dem Frommen verfassten die reformierten Theologen Kaspar Olevianus und Zacharias Ursinus 1563 in Heidelberg die Bekenntnisschrift der deutschen reformierten Kirche, den „Heidelberger Katechismus“


Pietismus


prägend für das Rheinland war der reformierte Pietismus


Übereinstimmung pietistischer u. alt-calvinistischer Interessen, z.B. Heiligung d. Lebens, Kirchenzucht ( keine dem luth. Pietismus vergleichbare Eigentümlichkeit


zwei Formen: kirchl. u. separatistischer Pietismus


kirchl. Pietismus:


starker Einfluß d. nl. nadere reformatie - Frömmigkeitsbewegung, die sich auf alte ref. Traditionen zurückbezieht


Hauptvertreter: Gisbert Voëtius (1589-1676), Theologieprofessor in Utrecht, lehrt durch Verbotsethik die Heiligung aller Lebensbereiche u. Johannes Coccejus (1608-1669), Exeget in Leiden, lehrt Föderaltheologie u. propagiert Neubesinnung auf die Bibel


bes. Einfluß auf d. dt. Grenzgebiete Ostfriesland u. Niederrhein:


Theodor Undereyck (1635-1729), Pfr in Mühlheim a.d.Ruhr, führt ab 1665 private Erbauungskreise ein u. etabliert so als „reformierter Spener“ den Pietismus im Westen d. Reiches


Friedrich Adolph Lampe (1683-1729) macht d. ref. Pietismus mit Gedanken d. Chiliasmus bekannt; Pfr. in Weeze, Duisburg, Prof. in Utrecht, Geheimnis des Gnadenbundes (6 Bd.)


Joachim Neander (1650-1680), geb.u. gest. in Bremen, wird in Frankfurt mit pietist. Gedankengut vertraut, Kontzakt zu Th. Undereyck; wirkt 1674-77 als Rektor der Lateinschule in der ref. Gemeinde in Düsseldorf, wo er aufgrund spearatistische Tendenzen gehen muß; Bedeutung v.a. als Liederdichter- u. Komponist (M „Tut mir auf die schöne Pforte“; T/M „Lobe den Herren“); das Tal der Düssel wurde nach ihm „Neandertal“ genannt


separatistischer Pietismus:


Jean de Labadie (1610-1674), ehem. frz. Jesuit, tritt 1650 zum ref. Bekenntnis über u. will Pfarrerausbildung reformieren in weltabgeschlossenen klösterlichen Bildungsanstalten; d. Erwählten müssen angesichts des nahen 1000jährigen Reiches kenntlich sein ( Chiliasmus; Gemeindemodell privater Konventikel; 1670 Ausweisung aus Amsterdam, Weggang nach Herford, später in Altona


Labadie-Anhängerin Anna Maria v. Schurmann (1607-1678) vermittelt d. Praxis d. geistl. Kreise an Spener


Sonderfall: Gerhard Tersteegen (1697-1769), geb. in Moers, Kaufmann in Mühlheim, 1724 verschreibt sich Tersteegen Jesus Christus, 1728 Berufsaufgabe u. Tätigkeit als relig. Schriftsteller, Kenntnisnahme d. ref. Pietismus u. Quietismus (die „Stillen im Lande“); Distanz zur Welt, asket. Lebensweise, später Zusammenleben in quasi mönch. Gemeinschaft; Auserlesene Lebensbeschreibungen heiliger Seelen (3 Bd., 1733-53), Liederdichtung in „Geistliches Blumengärtlein inniger Seelen“ („Gott ist gegenwärtig“, „Ich bete an die Macht der Liebe“) ( neben Paul Gehardt bedeutendster Liederdichter u. nach Jakob Böhme größte Mystiker des Protestantismus


Sonderformen des separatistischen Pietismus in Wuppertal:


Zionsgemeinde in Wuppertal-Ronsdorf gegründet von Anna v. Büchel (1678-1749), deren Auditionen durch Elias Eller (1690-1750) aufgezeichnet werden: Ronsdorf als das neue Zion und baldiger Anbruch des 1000järhigen Reiches


Collenbuschianer in W.-Wichlinghausen, vom Azrt Samuel Collenbusch (gest. 1803) gegründete Sekte: Bestreitung der Erbsündenlehre u. des stellv. Leidens Christi, stattdessen: Dualismus, Satan als Gegner Christi, den dieser besiegt


Das 19. Jahrhundert


infolge der Kriege zw. den europ. Monarchien und dem revoutionären Frankreich (Napoleon) fällt das Rheinland an Frankreich; 1795 tritt Preußen in einem Separatfrieden das linksrheinische Gebiet an Frankreich ab: 


Einführung des napoleonlischen Code civil mit erstmals verfassungsmäßig verankerten Bürgerrrechten, d.h. auch Recht zur freien Religionsausübung für die Protestanten (z.B. Antoniterkirche in Köln)


die Franzosen führen mit den „Organischen Artikeln“ (1802) eine Zwischenebene zw. Presbyterien u. Provinzsynoden ein: in „Konsistorialkirchen“ werden, ohne Rücksicht auf luth. o. ref. Bekenntnis, je 6000 Protestanten einer Region zusammengefasst, an ihrer Spitze standen „Regionalkonsistorien“ ( Anknüpfungspunkt für die späteren Kirchenkreise; eine faktische Unionskirche entsteht (allerdings ohne KL)


Übergang vom 18. zum 19. Jh. (1790-1820) als epochemachender Wendepunkt in d. KG mit Wirkungen bis ins 20. Jh. hinein:


Auflösung d. verfaßten Kirchentümer u. Neuverortung im modernen paritätischen Territorialstaat ( Reichsdeputationshauptschluß von Regensburg (1803): Säkularisierung aller geistl. Fürstentümer, Folge: ev. Gebiete fallen an kath. Landesherren u. vice versa ( konfessionelle Neuordnung mit Gleichberechtigung anderer Religionsverwandter notwendig


Wiederbelebung d. verflachten Frömmigkeit u. Theologie in Romantik u. Idealismus


auch protestant. Kirche ist betroffen von veränderter öffentlich-rechtl. Stellung im Staat, die sich aus Gebietsveränderungen im napoleon. Zeitalter ergaben: Verschmelzung von kath. u. protestant. Gebieten in einem Territorium macht Toleranz u. Parität zur staatspolit. Notwendigkeit; der Landesherr besitzt staatl Kirchenhoheit über alle Konfessionen; bei Protestanten ist der Landesherr im Rahmen den landesherrlichen Kirchenregiments auch Sumus Episkopus / Oberbischof


das Rheinland wird auf dem Wiener Kongress 1815 Preußen zugesprochen ( erstmals seit dem MA territoriale Einheit


�
Die Union in Preußen


neue Verfassung der ev. Kirche in Preußen (1815-17): 
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damit de facto eine Verwaltungsunion durch Zusammenfassung von Gemeinden unterschiedlicher Konfession unter einer Kirchenleitung ( König Friedrich Wilhelm III. (1770-1840) will darüber hinaus Kultus- und Konsensunion


Reformbedürftigkeit d. Kirche war allgemein anerkannt, drei Bereiche:


Reform d. Kirchenverfassung


Ziel: Wiederbelebung der unter kirchl. Bürokratie erstarrten Gemeinden durch mehr organisatorische Selbständigkeit innerhalb d. staatl. Verwaltungsapparats


Schleiermacher erarbeitet im Auftrag Freiherr v. Steins Vorschlag für Kirchenverfassung: presbyterial-synodale KO


Reform d. Gottesdienstes: Liturgiereform durch neue Agende


Union zwischen Lutheranern u. Reformierten: Forderung der Aufklärung, durch neue Agende, neue KO dringend notwendig gemacht


enge Verbindung der drei Bereiche (von Schleiermacher gefordert) wird in Preußen verhängnisvoll aufgelöst: aus Angst vor republikanischen Tendenzen keine synodale KO, sondern nur staatl. organisierte Union u. Agendenreform


Einführung der Union in Preußen:


am Reformationstag 1817 proklamiert Friedrich Wilhelm III. als Anregung die Vereinigung von Lutheranern u. Reformierten in Preußen ( freudige Zustimmung , überall Vollzug d. gemeinsamen Abendmahls; jedoch kein Unionsdekret, sd. nur ein kgl. Aufruf ( folgenlos


Vorbilder: Unionsbildung im Hzgt. Nassau per Unionsdekret, hier aber als Verwaltungsunion, Kultusunion (Liturgie), Konsensunion (in der Lehre) (ähnlich: Pfalz (1818), Baden (1821), Rhein-Hessen (1822), Waldeck-Pyrmont (1821)


Agendenstreit in Preußen (1822-1829)


1821/22 lässt Friedrich Wilhelm III. eine eigenhändig verfasste Agende am Berliner Dom einführen u. an d. Geistlichen verschicken: Rückkehr zu voraufklärerischen Formen ( allgemeiner Widerstand gg. d. Agende: Lutheraner gg. Einsetzungworte, Reformierte gg. liturg. „Prunk“


Auseinandersetzung um die Frage, wem das ius liturgicum zukommt: dem Landesherrn oder den Gemeinden? ( dahinter: polit. Konflikt um Rolle des Königtums im Rahmen der bürgerlich-demokratischen Emanzipation vom staatl. Absolutismus


nach jahrelangem Streit findet sich eine Kompromislösung: d. einzelnen Landesteile dürfen alternativ Provinzialagenden aufnehmen 


Kabinettsorder von 1834 lockert Zusammenhang von (verordneter) Agende u. (freiwilliger) Union: keine vollständige Kirchengemeinschaft, sondern nur Verwaltungseinheit beider Konfessionen, die fortan nebeneinander existieren


Kampf um die Kirchenverfassung


Schleiermachers Vorschlag zur Stärkung d. kirchl. Selbstverwaltung u. Vergrößerung d. kirchl. Unabhängigkeit vom Staat: Einführung d. presbyterial-synodalen Systems (nach Vorbild d. Rheinlands/Westfalens) auf Gemeinde-, Provinz- u. Landesebene; für das landesherrliche Kirchenregiment: bloße Oberaufsicht


preußische Reaktion nach 1815 unterdrückt derartige Pläne u. (wieder)errichtet Konsistorien ( Versuch d. Errichtung e. Staatskirchentums (s.o.)


im Rheinland u. Westfalen ab 1817 Verhandlungen der Provinzialsynoden mit dem preuss. Staat zur Neuregelung der Verfassung der ev. Kirche zunächst erfolglos; Forderung: trotz Konsistorien sollten die Synoden als Leitungsorgane bestehen bleiben


die Provinzialsynoden akzeptieren nach erheblichem Protest kgl. Einheitsagende durch Einigung auf das rheinisch-westfälische Junktim: Beibehaltung der presbyterial-synodalen Verfassung, mit dem Zugeständnis der Anerkennung d. Konsistorien u. Generalsuperintendenten ( Sonderstellung der rhein. u. westfäl. Kirchenprovinzen 


Kirchengemeinden als Grundlage der Kirchenverfassung


Einteilung in Kreissynoden mit gewähltem Vorstand (Sup, Ass, Skriba)


Provinzialsynode als übergeordnetes Gremium, das theol. Prüfungen abnimmt u. die Provinzialkirche ggüber den Staatsbehörden vertritt; bedarf der Bestätigung der staatl. Behörden


staatl. Aufsichtsbehörde über das Kirchenwesen = Konsistorium, an dessen Spitze ein weltlicher Konsistorialpräsident steht, ein vom Landesherrn ernannter Geistlicher = Generalsuperintendet beaufsichtigt als Mitglied des Konsistoriums die Superintendentensprengel einer Provinz


Revolution 1848 gibt Anlaß zur Hoffnung auf Umsetzung einer Reform d. Kirchenverfassung in Preußen( Scheitern d. Revolution bedeutet Ende d. liberalen Kirchenverfassung ( evang. Kirche wird Oberkirchenrat unterstellt ( landesherrliches Kirchenregiment in Reinkultur 


Einführung der Presbyterial-Synodalordnung in Preußen


erst in den 70er Jahren, als Bismarck mit den Liberalen zusammenarbeitet, kommt es zur Einführung d. presbyterial-synodalen KO durch Übertragung d. rheinisch-westfälischen Modells


1873 Gemeinde- u. Synodalordnung die auf Ebene d. Gemeinden, Kreise, Provinzen d. kirchl. Selbstverwaltung regelt (mit Presbyterium, Kreis- u. Provinzsynode), oberstes legislatives Organ: Generalsynode (1876)


Folge: Parteibildung auf den preuß. Synoden analog zum Parlament (Rechts = Konfessionelle - Mitte - Links = Liberale)


Erweckungsbewegung im Rheinland


Wesen und Ursprung der Erweckung: Erneuerungsbewegung der Erweckung ergreift


in ersten Jahrzehnten d. 19. Jh. in ganz Europa u. Nordamerika breite Schichten d. Kirchenvolkes u. verursacht Wiederbelebung d. Frömmigkeit, neue Formen d. kirchl. Lebens in Abgrenzung von der Aufklärung entstehen ( letzte gr. Frömmigkeitsbewegung d. Neuzeit


vielfältige Wurzeln: z.T. Einfluß d. Reden Schleiermachers, von dem man sich aber später abwendet, teilweise engl. Einflüsse, auch Einflüsse d. Pietismus, der v.a. am Niederrhein u. in Württemberg lebendig geblieben ist ( bes. im Siegerland Heinrich Jung-Stilling (1740-1817), Wirksamkeit d. Herrnhuter Gemeine beeinflußt Frömmigkeitsentwicklung; daneben auch Einfluß d. Schriften d. Mystiker (Johann Tauler, Jakob Böhme)


3 Phasen d. Erweckungsbewegung:


von d. Jahrhundertwende bis zum Ausgang d. Befreiungskriege: Zeit Jung-Stillings, weiter geistiger u. ökumen. Horizont, Zusammenfließen v. relig. u. nationaler Erweckung, schwaches kirchl. Bewußtsei


zwischen Wiener Kongreß u. Juli-Revolution (1815-1830): Blütezeit d. Erweckung, teilweise Volksbewegung (Berlin, Erlangen, Stuttgart, Wuppertal), reiche Buch- u- Traktatliteratur, Bibel- u. Missionsgesellschaften, Abgrenzung zum Katholizismus, zu Hegel u. Schleiermacher


nach 1830 (bis 1848): Erlahmen d. Bewegung, die zu e. kirchl. Partei wird, Entwicklung hin zum strengen Konfessionalismus, in d. zweiten Jahrhunderthälfte Einfluß durch erweckte Amtsträger


zu Beginn d. 19. Jh. Verschiebung der Erweckungsbewegung von Rhein u. Siegerland ins das durch Industrialisierung aufstrebende Wuppertal


Grundlagen d. rhein Erweckung: Föderaltheologie, Teerstegensche Mystik, altreformierte Orthodoxie ( Fehlen d. rationalist. Gegners macht Übergang vom Pietismus zur Erweckung fließend (vgl. Württemberg)


d. „Stillen im Lande“ treten aus d. Konventikeln heraus u. sammeln sich unter d. Kanzeln d. Erweckungsprediger, z.B. Hermann Friedrich Kohlbrügge (1803-1875)


Verflochtenheit mit Wirtschaft u. Handel durch Verbindung mit kapitalist. Unternehmertum (vgl. Kritik Friedrich Engels’)


Innere und äußere Mission


neben d. soz. Einrichtungen sind Bibel- u. Missionsgesellschaften d. zentralen Institutionen d. Erweckungsbewegung


Vorbild ist die 1804 gegründete British and Foreign Bible Society in London


im Rheinland entsteht die Bergische Bibel- und die Wuppertaler Traktatgesellschaft 


auch bei Missionsgesellschaften war d. engl. Vorbild d. London Missionary Society (1795) prägend; 1815 gründen Mitglieder d. Christentumsgesellschaft d. Baseler Mission, in Anlehung daran gründen in Wuppertal erweckte Kreise 1828 d. Rheinische Missionsgesellschaft ( 1829 erste Missionare nach Südafrika, später Indonesein, Südsee; eine (eher freikirchl. orientierte) rhein. Missionsgesellschaft gründet Pfr. Doll in Neukirchen


Graf Adalbert von Recke-Volmarstein (1791-1878) gründet bei Bochum u. im Düsseltal eine „Rettungsanstalten“ für verwahrloste Kinder


Theodor Fliedner (1800-1864) führt als Pfr. in Kaiserswerth Kollektenreisen nach Holland und England durch u. lernt dort bei Mennoniten die diakon. Praxis der Diakonissen kennen; in Kaiserswerth  beginnt er zusammen mit seiner Frau Friedericke die Seelsorge in Gefängnisses u. nimmt strafentlassene Frauen ins Pfarrhaus auf; Gründung von Seminaren für Lehrerinnen; 1836 Gründung des Kaiserswerther Diakonissenvereins mit Krankenhaus zur Ausbildung von „Pflegerinnen“, auch für die Gemeindediakonie; Expansion der Diakonissen-Mutterhäuser auch nach USA und in den Nahen Osten ( Fliedner als bedeutendster Wegbereiter diakonisch-sozialer Reformen neben Joh. H. Wichern


Entstehung weiterer diakonischer Einrichtungen u.a. in Bad Kreuznach, W.-Elberfeld, Mönchengladbach


Kuturkampf 1871-87


Bezeichnung für Konflikt zw. preuß-deutschem Staat unter Bismarck und Katholizismus 


Vorgeschichte: Der Kölner Kirchenstreit


die preussische Herrschaft im Rheinland bringt eine Stärkung des protestant. Elements innerhalb der überwiegend kath. Bevölkerung ( Problematik der Mischehen, deren Kinder die Konfession des Vaters (i.d.R. ein „zugereister“ Prostestant) haben sollten ( Befürchtung der „Protestantisierung“ der Bevölkerung


der Kölner Erzbischof Clemens August Freiherr Droste zu Vischering lehnt einen Kompromis mit dem Staat in dieser Frage ab; die kath. Publizistik stellt sich auf seine Seite und wendet sich gg. den preuß. Staat ( Friedrich Wilhelm III. demonstriert seine Staatshoheit 1837 durch Verhaftung des Erzbischofs


ein Sturm der Entrüstung des dt. Katholizismus folgt ( der Katholizismus formiert sich politisch u. wendet sich gg. staatl. Eingriffe in die „Kirchenfreiheit“


Entschärfung des Konflikts unter Friedrich Wilhelm IV.


Bismarcks zentralistische Modernisierung des Staates mithilfe der Nationalliberalen Partei führt zur Auseinandersetzung mit der ultramontanistisch ausgerichteten kath. Kirche


Bismarcks Befürchtungen richteten sich v.a. gg. ein seines Erachtens von der kath. Zentrumspartei vorangetriebenes konfessionelles Auseinanderfallen des dt. Reiches („Reichsfeinde“) ( Bismarcks Ziel: Zurückdrängung des polt. Katholizismus u. Entflechtung von Staat u. Kirche zugunsten des Staates


1873-75 „Kampfgesetze“ greifen ins kirchl. Leben ein: Verbot des Jesuitenordens (1872); Einschränkung der kirchl. Ausbildung v. Geistlichen, der Pfarrstellenbesetzung, der kirchl. Rechtssprechung („Maigesetze“); Expatriierungsgesetz (1874) ermöglicht Ausbürgerung von Geistlichen; „Brotkorbgesetz“ streicht staatl. Leistungen für die Kirche (1875); im Zuge dieser Gesetzgebung auch: Einführung der Zivilehe (1874/75) u. Ermöglichung des Kirchenaustritts (1873)


die kath. Bevölkerung reagiert mit Protest und Unruhe in Solidarität mit den (meist ins Exil gehenden) Kirchenführern ( Bildung eines vereinsmäßig organisierten Katholizismus; Wahlerfolge für die Zentrumspartei 


Bismarck muß ab 1878 umsteuern und mildert die anti-kath. Gesetzgebung ab; 1886/87 sog. „Friedensgesetze“ heben Diskrimierung auf


im Ergebnis entfremdet der Kulturkampf die Konfessionen, stärkt das kath. Profil u. die Skepsis ggüber dem Staat; Zurückdrängung der Kirche insgesamt aus versch.- nun staatl. - Zuständigkeiten ( zunehmende Säkularisierung


Das 20. Jahrhundert


Strukturen der Preußischen / Rheinischen Kirche


der 1. Weltkrieg bringt den Untergang Preußens und das Ende des landesherrlichen Kirchenregiments


die neue Reichsverfassung hebt das Staatskirchentum grundsätzlich auf, behält aber privilegierten Status der beiden „Volkskirchen“ als öffentlich-rechtliche Körperschaften bei 


die linksrheinischen Gebiete standen bis 1923 unter Besatzung der Siegermächte (bes. Frankreich), erst 1930 räumen die Franzosen ihre Besatzungszone


die 28 deutschen Landeskirchen waren seit 1922 im Deutschen Evangelischen Kirchenbund (DEKB) zusammengeschlossen, als gemeinsame Interessenvertretung ggüber Staat, Öffentlichkeit u. Ökumene; an der Spitze der Kirchenausschuß (DEKA) unter Vorsitz des Präsidenten des preuß. Oberkirchenrats (EOK) 


die rhein. Provinzialsynode tagt 1919 in Barmen u. wählt den Aachener Pfr. Wolff zum Präses


1921 beginnen - nach der Neuwahl der preuß. Kreis- u. Provinzialsynoden - die Verhandlungen um die neue preuß. Kirchenverfassung; erst 1923 wird die Verfassungsurkunde der Preußischen Kirche verabschiedet (Ev. Kirche der altpreußischen Union ( ApU): das Nebeneinander von Präses u. Provinzialsynode (Rheinland) einerseits u. Generalsuperintendent u. Konsistorium (Preußen, aber mit Sitz in Koblenz) andererseits wird beibehalten, dabei waren der Präses u. sein Provinzialkirchenrat nun als dauerhaftes Leitungsgremium zw. den Synoden konzipiert (( Vorläufer der heutigen KL)


Kirche und Nationalsozialismus


30. Jan. 1933 Reichspräsident v. Hindenburg ernennt A. Hitler zum Reichskanzler - die sog. "Machtergreifung".


1. Feb. 1933 "Aufruf der Reichsregierung an das deutsche Volk" versichert den "Schutz" des Christentums durch die Regierung.


28. Feb. 1933 "Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat" (sog. "Reichstagsbrandverordnung") setzt Weimarer Verfassung de facto außer Kraft


5. März 1933 Reichstagswahlen; die NSDAP erreicht 44% der Stimmen.


23. März 1933 Beim "Tag von Potsdam" bezeichnet Hitler die christl. Kirchen als "wichtigste Faktoren der Erhaltung unseres Volkstums" und verspricht, die Rechte der Kirchen nicht anzutasten, die Sorge der Regierung gelte, "dem aufrichtigen Zusammenleben zwischen Kirche und Staat". ( kirchenfreundlichen Äußerungen stärken in den Kirchen die Bereitschaft zur Zusammenarbeit, die folgenden ersten rigorosen Maßnahmen der Regierung werden von den Kirchen darum offiziell nicht kritisiert


24. März 1933 "Ermächtigungsgesetz" und 1. April 1933 von der Regierung angeordneter Boykott jüdischer Geschäfte durch die 	SA; es folgen Verhaftungen unliebsamer Gegner des Regimes (Kommunisten, Sozialdemokraten, Gewerkschaftler).


3.-5. April 1933 erste "Reichstagung" der (1929 gegründeten) evang. "Glaubensbewegung Deutsche Christen" (DC), die den Nationalsozialismus rückhaltlos bejaht und den eigenen Führungsanspruch in der Kirche bekräftigt; inhaltliche Forderungen: Durchsetzung von Führerprinzip u. Arierparagraphen auch in der Kirche; am 16.5. übernimmt Ludwig Müller die Führung der DC


7. April 1933 "Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" mit dem berüchtigten "Arierparagraphen" 


23. April 1933 angesichts der staatl. Gleichschaltung, bemühten sich die ev. Kirchenführer um einen Umbau des DEKB zu einer einheitlichen Reichskirche ( Deutsche Evangelische Kirche (DEK); DEKA-Präsident Kapler beruft zur Reform der Kirchenverfassung ein "Dreimännerkollegium", in dem Landesbischof Marahrens die lutherischen, Studiendirektor Hesse die reformierten und Kapler selbst die unierten Kirchen vertreten soll


25. April 1933 Hitler ernennt Königsberger Wehrkreispfarrer Ludwig Müller zu seinem "Bevollmächtigten für die Angelegenheiten der evangelischen Kirche"; er nimmt fortan an den Verhandlungen des Dreimännerkollegiums teil


9. Mai 1933 Gründung der "Jungreformatorischen Bewegung" als neuer Kirchenpartei und theologischer und kirchenpolitischer Alternative zur DC (Mitglieder u.a. H.Lilje, F.Gogarten, K.Heim, M. Niemöller, D. Bonhoeffer); allerdings bestand die Einigkeit der Gruppierung lediglich in dem gemeinsamen Ziel, das Eindringen der DC in die Kirchengremien zu verhindern


20. Mai 1933 Im "Loccumer Manifest" stellt das 3-Männer-Gremium Konzeption für künftige Verfassung einer "Deutschen Evangelischen Kirche" (DEK) vor, die an der Spitze einen luth. Reichsbischof, geistliches Ministerium und Nationalsynode vorsieht


27. Mai 1933 Vertreter der Landeskirchen designieren den hochangesehenen Friedrich v. Bodelschwingh d.J. zum Reichsbischof; die DC, die Ludwig Müller durch eine Urwahl zum Reichsbischof machen wollen, entfesseln eine rücksichtslose Kampagne gegen Bodelschwingh; Hitler und Hindenburg weigern sich ihn zu empfangen; Bodelschwingh verzichtet nach vier Wochen auf das ihm angetragene Amt


Anfang Juni 1933 lässt sich EOK-Präsident Kapler in den Ruhestand versetzen und weil sein Posten ohne die vorgesehene Rücksprache mit der preußischen Regierung wieder besetzt wird, erklärt der preußische Kultusminister, die Kirche hätte "den Rechtsboden" verlassen; der Leiter der Kirchenabteilung im Kultusministerium, August Jäger, wird zum Staatskommissar für die preußischen Landeskirchen ernannt und beginnt rücksichtslos die Nationalsozialistische Kirchenpolitik umzusetzen (u.a. durch Entlassung von Presbyterien, Besetzung kirchl. Gebäude durch die SA - z.B. DEKB-Gebäude am28.6., Beurlaubung leitender Geistlicher)


am 13. Juni 1933 beendet Hitler nach großen Protesten aus allen Kreisen der Kirche auf Drängen Hindenburgs die Aktionen Jägers


11. Juli 1933 Verfassung der DEK wird angenommen


23. Juli 1933 bei Kirchenwahlen in ganz Deutschland stellen sich drei Parteien zur Wahl: Die von der NSDAP massiv unterstützten DC, die in ihrem Wahlkampf erheblich behinderte Jungreformatorische Bewegung, die ein Sammelbecken der DC-Gegner darstellt, aber in der national-konservativen Gesinnung und Mentalität viele Berührungspunkte mit den Deutschen Christen hatte und die nur in Bonn antretende Liste "Für die Freiheit des Evangeliums", die zu keinerlei Kompromissen mit den DC bereit war, angeführt von Karl Barth


DC erringen überwältigenden Sieg (im Durchschnitt ca. 70% der Stimmen) und erhalten neben der Mehrheit in der Nationalsynode auch die Führung in vielen Landeskirchen (EKApU, Hessen, Pfalz, Thüringen, Sachsen u.a. ( "zerstörte Kirchen").


im September wird in mehreren Landeskirchen unter DC-Führung der Arierparagraph eingeführt.


aus Protest dagegen gründet Martin Niemöller den "Pfarrernotbund" zur Unterstützung der betroffenen Pfarrer, dem bald schon mehr als 6000 Geistliche (1/3 der dt. Pfarrerschaft) angehören. Auch darüber hinaus beginnt sich der Widerstand gegen das neue Kirchenregiment zu formieren, z.B. Coetus reformierter Prediger, gegr. von Pfr. Karl Immer in Barmen


28. Sept. 1933 wählt die erste deutsche Nationalsynode in Wittenberg Ludwig Müller zum Reichsbischof.


13. Nov. 1933 im Berliner Sportpalast findet eine Großveranstaltung der DC statt, bei der der Hauptredner R. Krause eine Umgestaltung der Reichskirche in eine "völkische" Kirche, die Abschaffung des AT und die Beseitigung der "Sündenbock - und Minderwertigkeitstheologie des Rabbiners Paulus" fordert; Rede löst den sog. Sportpalastskandal aus und führt zur Spaltung der DC; viele Mitglieder wenden sich erschreckt den oppositionellen Gruppen zu, während ein radikaler Flügel Krauses Gedanken befürwortet und Müllers "zögernde" Umsetzung kritisiert; der Reichsbischof verliert somit die Basis für seine Politik und versucht, die Neuordnung der Kirche autokratisch durchzusetzen


19. Dez. 1933 ordnet Müller die Eingliederung des Evangelischen Jugendwerks in die Hitler-Jugend an, was weitere Kritik im Kirchenvolk zur Folge hat


3.-4. Jan. 1934 findet in Barmen die erste Freie reformierte Synode statt, der weitere freie Synoden und Gemeindetage im März und April an anderen Orten folgen. Die Freien Synoden verstehen sich, da die offiziellen, DC-dominierten Synoden, den Boden des Bekenntnisses verlassen haben in statu Confessionis als rechtmäßige Vertreter der wahren Kirche


am 25. Jan. 1934 lädt Hitler, der die Kirchenwirren aus politischen Gründen beigelegt wissen will, Kirchenvertreter aller Fraktionen zu einem Empfang beim Reichskanzler; es gelingt ihm, die Kirchenmänner zu überrumpeln und sie zur Unterstützung Müllers zu veranlassen; der Reichsbischof errichtet daraufhin -wieder gestärkt-, eine Art Kirchendiktatur und versucht, auch die großen süddeutschen „intakten“ Landeskirchen "gleichzuschalten", was jedoch an der Solidarität innerhalb der Kirchen scheitert


22. April 1934 in Ulm findet ein Bekenntnisgottesdienst statt, bei dem die führenden Vertreter der kirchlichen Opposition die "bekennende Deutsche Evangelische Kirche" als rechtmäßige deutsche Kirche verkünden und eine Bekenntnissynode für die gesamte DEK einberufen.


29.-31. Mai 1934 findet in Barmen die 1.Bekenntnissynode der DEK statt, die einstimmig die "Theologische Erklärung zur gegenwärtigen Lage der Deutschen Evangelischen Kirche" (sog. "Barmer Theologische Erklärung" BTE) verabschiedet; den sechs mit Schriftzitaten eingeleiteten theol. Thesen folgen Verwerfungssätze, die sich gegen die Umsetzung des Führerprinzips in der Kirche und das Eingreifen des Staates in kirchliche Belange aussprechen; die Synode bestreitet in der "Erklärung zur Rechtslage" den Anspruch des Reichskirchenregiments und versteht sich als rechtmäßige Leitung der DEK: Die "Bekennende Kirche" (BK) ist damit konstituiert, an ihrer Spitze steht -in Ablehnung des Führerprinzips- der 12köpfige "Reichsbruderrat


Barmer Theologische Erklärung:


These 1 Jesus Christus = Zuspruch; „das eine Wort Gottes“;  gg. Geltung andere Quellen der Verkündigung für die Kirche


These 2 Jesus Christus = Anspruch: auf unser ganzes Leben; zugleich durch ihn Befreiung von den gottlosen Bindungen der Welt zum Dienst an anderen Geschöpfen; gg. Aussparung best. Lebensbereiche von der Wirklichkeit Christi, gg. Selbstrechtfertigung 


These 3 Ekklesiologie: Kirche = Gemeinde von Brüdern in Jesus Christus durch den Hl. Geist; bezeugt in ihrer Botschaft u. Gestalt inmitten der Welt der Sünde, dass sie Christi Eigentum ist u. von seinem Trost u. seiner Weisung lebt; gg. Anpassung von Botschaft u. Ordnung an den Zeitgeist


These 4: Ämterlehre: verschiedene Ämter in der Kirche begründen keine Herrschaft, sondern sind Ausübung des der ganzen Gemeinde anvertrauten Dienstes; gg. Führerprinzip in der Kirche 


These 5 Kirche u. Staat: Aufgabe des Staates = Sorge für Frieden u. Ordnung in der unerlösten Welt; Kirche erkennt dies dankbar an u. erinnert an Gottes Reich u. damit an Verantwortung der Regierenden u. Regierten; Vertrauen auf Gottes wirkmächtiges Wort; gg. staatl. Allmachtsanspruch; Staat als einzige totale Ordnung; gg. Verwechslung/Vermischung der Aufgaben von Staat u. Kirche


These 6 Auftrag der Kirche: an Christi Statt durch Predigt u. Sakrament die Botschaft von Gottes freier Gnade an alles Volk zu verkündigen; gg. Verzweckung von Gottes Wort u. Werk durch menschliche Interessen


die BTE galt einem Teil der BK als dauerhaftes theol. Bekenntnis; dag. richtet sich die luth. Kritik, bes. gg. die barthianische „Worttheologie“ der 1. Barmer These ( P. Althaus u. W. Elert veröfentlichen am 11.6.1934 den „Ansbacher Ratschlag“, der die Bedeutung „natürlicher Ordnungen“ (Familie, Volk, Rasse) hervorhob u. den Führer als „frommen und getreuen Oberherrn“ bezeichnete


im Juni/Juli 1934 gliedern Müller und Jäger weitere Landeskirchen in die Reichskirche ein und versuchen durch Inhaftierung der süddeutschen Bischöfe Meiser und Wurm auch die "intakten Kirchen" von Bayern und Württemberg "gleichzuschalten"; starke Solidarisierung innerhalb der Kirche, sowie heftige Proteste aus dem In- und Ausland, veranlassen Hitler, Wurm und Meiser freizulassen und am 30. Okt. 1934 in Berlin zu empfangen; sie werden wieder in ihre Rechte eingesetzt, während Jäger seine Tätigkeit aufgeben muß;  Müller bleibt zwar im Amt, war aber mit seiner autokratischen Kirchenpolitik gescheitert und faktisch entmachtet


19.-20. Okt. 1934 in Berlin - Dahlem findet die 2. Bekenntnissynode der DEK statt, die über die Organisationsstrukturen den BK berät; das kirchliche Notrecht wird verkündet; den DC-Kirchenleitungen sollen an Schrift und Bekenntnis gebundene "Bruderräte" entgegengestellt werden, auch eine "Vorläufige Kirchenleitung" wird von der Synode berufen; der Reichsbruderrat bemüht sich in der folgenden Zeit um die Errichtung bekenntnisgebundener Leitungsgremien in den zerstörten Landeskirchen ( vollständige Konkurrenzsituation unter Aufkündigung jeder Zusammenarbeit zu DC-Pfarrern und DC-Kirchenleitungen; in der Folge aber nur in Preußen u. wenigen anderen Landeskirchen umgesetzt („Dahlemiten“)


nach längeren Auseinandersetzungen innerhalb der BK kommt es am 22.11.1934 zur Bildung einer „Vorläufigen Kirchenleitung“ (VKL) mit Bischof Marahrens (Hannover) als Vors., Th. Breit als luth., Karl Koch als uniertem, Paul Humburg als ref. Theologen; der NS-Staat duldet die Organisation, um die kirchl. Landschaft zu befrieden 


nach dem Scheitern der Gleichschaltung der Kirchen errichtet die Nazi-Regierung 1935 ein Reichskirchenministerium mit dem relig. engagierten Nationalsozialisten Hans Kerrl an der Spitze; als neue DEK-Leitung wird ein Reichskirchenausschuß (RKA) eingesetzt, was de facto die Entmachtung von Reichsbischof Müller, sowie die Illegalisierung der VKL bedeutete ( auch dieser Versuch der staatl. Befriedung des Kirchenkampfes scheitert am Widerstand von BK u. DC-Kirchenleitungen


die unterschiedliche Haltung ggüber der Zusammenarbeit mit der staatl. Obrigkeit brachte 1936 auf der 4. Reichsbekenntnissynode die Spaltung der BK zwischen den intakten luth. Landeskirchen, die sich im sog. Lutherrat zusammenschlossen  und den illegalen Bklern (v.a. in Preußen), die eine neue VKL wählten


die radikalen Bkler gründen 1935 zwei eigene Kirchliche Hoschschulen in Wuppertal und Berlin, die - von der Gestapo verboten - im Untergrund weiterhin Pfarrer ausbilden; daneben richtet die ApU-BK eigene Predigerseminare, u.a. in Finkenwalde unter der Leitung von D. Bonhoeffer u. in Boestau/Ostpr. unter Hans-Joachim Iwand ( 2000 sog. „illegale“ junge Theologinnen und Theologen


gg. die Unrechtszustände im totalitären Staat wendet sich die Denkschrift der VKL vom Mai 1936


der staatl. Strategie des „Abfaulens-Lassens“ durch Schikanierung des kirchl. Lebens entspricht das Vorgehen gg. einzelne Christen, wie Martin Niemöller u. Paul Schneider (1897-1939), der nach mehrfachen Konflikten mit der Staatsmacht, 1937 aus seiner Gemeinde Dickenschied/Hunsrück ausgewiesen wurde, nach seiner Rückkehr verhaftet u. im KZ Buchenwald gefangengesetzt wurde, dort wirkte er unerschrocken als „Prediger von Buchenwald“, bevor er ermordet wurde
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